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Editorial

Einen verbindlichen europäischen Mindeststan-
dard, mit dem die Prozesskostenhilfe im Strafver-
fahren sichergestellt werden soll, legt seit dem 
26.10.2016 die Richtlinie (EU) 2016/1919 über 
Prozesskostenhilfe für Verdächtigte und Beschul-
digte in Strafverfahren sowie für gesuchte Personen 
in Verfahren zur Vollstreckung eines europäischen 
Haftbefehls fest. Die Richtlinie basiert unter ande-
rem auf Art. 47 der III EU-Grundrechtecharta, auf 
Art. 6 III c der Europäischen Konvention zum Schut-
ze der Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie 
Art. 14 III d des Internationalen Pakts über bürgerli-
che und politische Rechte.

Den nationalen Staaten bleibt es dabei unbe-
nommen, ein höheres Schutzniveau zu gewährleis-
ten. Das Niveau soll aber mindestens den Stan-
dards der EU-Grundrechtecharta und der EMRK 
nach den Auslegungen des EuGH und des EGMR 
entsprechen. Die Richtlinie muss bis zum 25.5.2019 
in nationales Recht umgesetzt werden. Auch in 
Deutschland muss zur Umsetzung der Richtlinie 
manches geändert und verbessert werden. Von her-
ausragender Bedeutung und schon lange gefordert 
ist dabei der „Pflichtverteidiger der ersten Stunde“.

In Deutschland wird Prozesskostenhilfe im Straf-
recht bislang durch die Pflichtverteidigung gewähr-
leistet. Es ist grundsätzlich sinnvoll, dieses System 
beizubehalten. Dabei wird nach materiellrechtli-
chen Kriterien entschieden, nicht nach wirtschaftli-
cher Bedürftigkeit. Die wirtschaftliche Leistungsfä-
higkeit spielt erst bei der Frage eine Rolle, ob die 
Kosten der Pflichtverteidigung als Verfahrenskosten 
vollstreckt werden dürfen.

Die wesentliche Änderung ergibt sich aus An-
waltssicht aus Art. 6 der Richtlinie. In Absatz 1 
Satz 1 ist geregelt: „Entscheidungen über die Be-
willigung oder Ablehnung von Prozesskostenhilfe 
und über die Bestellung von Rechtsbeiständen 
sind unverzüglich von einer zuständigen Behörde 
zu treffen. Die Mitgliedstaaten ergreifen geeigne-
te Maßnahmen, damit dafür gesorgt ist, dass die 

zuständige Behörde ihre Entscheidungen mit Sorg-
falt trifft und dabei die Rechte der Verteidigung 
wahrt.“ Keinen Ermessensspielraum gibt es für die 
entscheidende Stelle dann, wenn ein Verdächtiger 
oder ein Beschuldigter einem zuständigen Gericht 
oder einem zuständigen Richter zur Entscheidung 
über eine Haft vorgeführt wird oder wenn er sich 
in Haft befindet. Dann ist zwingend ein Verteidiger 
zu bestellen.

Prozesskostenhilfe muss nach Art. 4 V der Richtli-
nie unverzüglich und spätestens vor einer Befragung 
durch die Polizei, einer anderen Strafverfolgungsbe-
hörde oder einer Justizbehörde oder vor der Durch-
führung einer Identifizierungsgegenüberstellung, 
einer Vernehmungsgegenüberstellung oder einer 
Tatrekonstruktion gewährt werden. Das bedeutet, 
dass immer dann, wenn ein Beschuldigter festge-
nommen wird, unverzüglich und noch vor der ersten 
Vernehmung bzw. vor Gegenüberstellungen ent-
schieden werden muss, ob ein Fall notwendiger Ver-
teidigung vorliegt. Sofern ein Fall der notwendigen 
Verteidigung vorliegt, muss – im Gegensatz zu den 
aktuellen Regelungen in der StPO – die Anwesenheit 
des dann zu bestellenden Verteidigers vor Beginn 
der jeweiligen Maßnahme abgewartet werden.

Mit der EU-Richtlinie wird der Verteidiger der 
ersten Stunde für den Gesetzgeber verpflichtend. 
Der Bundesgesetzgeber wird, auch wenn hierdurch 
die Justizhaushalte belastet werden, nicht abwei-
chen können. Aus allgemeinen Rechtsstaatsprinzi-
pien muss diese Forderung, egal ob für Jugendli-
che, Heranwachsende oder Erwachsene, dringend 
umgesetzt werden. Für ein faires, rechtsstaatliches, 
aber auch effektives Strafverfahren ist es unab-
dingbar, dem Beschuldigten von Anfang an einen 
Verteidiger zur Seite zu stellen. Die BRAK appelliert 
an das Bundesministerium der Justiz und für Ver-
braucherschutz, in dem noch im ersten Halbjahr 
zu erwartenden Referentenentwurf dieses wichtige, 
von der Richtlinie als Mindeststandard geforderte 
Anliegen umzusetzen.

Verteidiger  
der ersten Stunde  
in greifbarer Nähe?
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Der neue Lützenkirchen 
kommt im Juni.

Der Klassiker unter den Mietrechts-Handbüchern erscheint im Juni in der neuen 6. Aufl age! 
Seit der Voraufl age sind zum Mietrecht mehrere hundert, teils spektakuläre Entscheidungen ergangen – 
von der „Mietpreisbremse“ über die Eigenbedarfskündigung bis zum endgültigen „Aus“ für Schriftform-
heilungsklauseln haben die Gerichte für neue Erkenntnisse gesorgt. Der neue Lützenkirchen erläutert 
all diese  Entwicklungen umfassend und macht sie durch eine Vielzahl von Hinweisen, Checklisten und 
Mustern sicher handhabbar.

Lützenkirchen, Anwalts-Handbuch Mietrecht. 6. Aufl age 2018, ca. 2.300 Seiten Lexikonformat, gbd. 
ca. 160,– €. ISBN 978-3-504-18067-6

Am besten gleich vorbestellen unter www.otto-schmidt.de/lmr6
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